
Für ein Gesamtkonzept zum Aus-
bau der erneuerbaren Energien

in Thüringen warb am 19. Oktober
bei einem Pressegespräch in Erfurt
Manfred Hellmann, Sprecher für
Energiepolitik der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag.
Wenn Thüringen das selbst gesteck-
te Ziel der massiven Ausweitung er-
neuerbarer Energien erreichen wol-
le, sei die Unterstützung von in der
Region ansässigen Unternehmen,
von Kommunen und von Thüringer
Privatinvestoren durch die Landes-
regierung notwendig.

Die Betreiber der meisten Großanla-
gen zur Produktion erneuerbarer Ener-
gien seien nicht in Thüringen ansässig,
betonte Manfred Hellmann, der auch
Bürgermeister der „Solarkommune“
Viernau in Südthüringen ist. Deshalb
fließe die Wertschöpfung aus der Regi-
on ab. Das sei eine verhängnisvolle
Tendenz, unterstrich der Abgeordnete.

Arbeitskreis in Südthüringen
mit Pilotfunktion

Notwendig sei jedoch, die Mittel vor
Ort zur Verfügung zu haben, um regio-
nale Wirtschaftskreisläufe – über Ener-
giefragen hinaus – in Gang zu bringen.
Doch bisher seien insbesondere die
meisten Kommunen in Thüringen auf-
grund leerer Kassen nicht in der Lage,
ihre eigene Stromproduktion merklich
auszuweiten. Daher bleiben dieses
wichtige Investitionsfeld und damit
auch die Wertschöpfungskette anderen
überlassen. Das sei kein Thüringer
Problem, sondern betreffe alle neuen
Bundesländer, erläuterte der LINKE
Energiepolitiker.

Er forderte ein Programm der Thü-
ringer Bürgschaftsbank, um hiesige In-
vestoren gezielt zu unterstützen. Dazu
habe er bereits Gespräche mit dem
Wirtschaftsministerium geführt. Man-

dred Hellmann verwies darüber hinaus
auf einen Arbeitskreis in Südthüringen,
der unter Einbeziehung von Vertretern
der Sparkassen und der IHK eine Pilot-
funktion ausübe.

Unterdessen bereitet die Linksfrakti-
on derzeit ein Thüringer Gesetz zur
Förderung der gemeindlichen Energie-

Wertschöpfung aus erneuerbaren
Energien soll in der Region bleiben 

Anlässlich der bundesweiten
Aktionswoche „Treffpunkt Biblio-
thek“ hatte MdL Dr. Birgit Klau-
bert betont, dass auch die teils pre-
käre Situation Thüringer Biblio-
theken angemahnt und eine konse-
quente Unterstützung gefordert
werden müsse.

Bereits im Jahr 2010 hatte die
Linksfraktion einen Gesetzentwurf
zur Änderung des Bibliotheksge-
setzes eingebracht, der damals nur
von den Grünen unterstützt wurde.
Bibliotheken dürfen keine freiwil-
lige Aufgabe bleiben, sondern ge-
hören als Bildungs- und Kulturein-
richtungen zur Daseinsfürsorge.
DIE LINKE hatte mit ihrem Ände-
rungsgesetz unter anderem gefor-
dert, Bibliotheken zur Pflichtauf-
gabe zu erklären und allen den Zu-
gang und die Nutzung der ver-
schiedenen Angebote, vor allem
auch der Bildungsarbeit, zu er-
möglichen.

„Bibliotheken haben eine beson-
dere Bedeutung als Bildungsein-
richtungen, vor allem in Koopera-
tion mit Schulen. Da dürfen wir
nicht zulassen, dass einerseits im-
mer mehr Bibliotheken schließen
müssen und andererseits das Nut-
zen einer Bibliothek zu einem Lu-
xus für nur wenige Menschen
wird“, betonte die Kulturpolitike-
rin. Sie freue sich auf die Gesprä-
che mit allen Fraktionen und hoffe,
doch noch eine konsequente För-
derung mit angemessener Landes-
beteiligung überfraktionell errei-
chen zu können.

Bibliotheken
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Beratungsstellen
Die LINKE fordert ein Landes-

konversionsprogramm, damit die im
Zuge der Bundeswehrreform vom
Streichen von Dienststellen und dem
Wegfall ganzer Standorte betroffe-
nen Kommunen nicht im Regen ste-
hen gelassen werden. Nun sei es al-
lerhöchste Zeit, dass sich die Landes-
regierung mit den Veränderungen
auseinander setzt, habe sie doch bis-
her nur immer auf dem Erhalt aller
Bundeswehrstandorte beharrt. „Dies
ist nicht nur friedenspolitisch absolut
untragbar. Es ist auch eine unverant-
wortliche Politik gegenüber den
Kommunen, die bislang militärisch
genutzte Flächen umnutzen müssen
und den Wegfall ziviler Arbeitsplätze
kompensieren wollen“, kritisierte In-
nenpolitikerin Martina Renner.

Konversionsprogramm
Im Ankauf von CDs mit Daten von

Steuersündern sieht MdL Mike Hu-
ster einen „vernünftigen Weg zur
Herstellung von Steuergerechtig-
keit“. Das umstrittene Abkommen
mit der Schweiz über die Besteue-
rung von Kapitalanlagen nennt er ei-
nen „unerträglichen Deal mit Steuer-
kriminellen“. Mit dem Ankauf könne
nicht nur mehr Geld für die öffentli-
chen Haushalte eingenommen wer-
den, sondern vor allem für Steuerge-
rechtigkeit gesorgt werden. „Die
Steuerfahnder sollen weiterhin die
Möglichkeit haben, Steuerbetrüger
als Kriminelle zu ermitteln und einer
gerechten Strafe zuzuführen. Diese
Gerechtigkeit bleibt auf der Strecke,
wenn sich die Steuerhinterzieher an-
onym freikaufen können.“

Steuersünder-CDs

Wichtige Termine

Landtagssitzungen:
Die nächsten Sitzungen des

Thüringer Landtags finden in der
Zeit vom 16. bis 18. November
statt.

Fachtagung Tourismus:
Zu einer tourismuspolitischen

Fachtagung lädt die Landtagsfrak-
tion DIE LINKE am Montag, den
14. November, 14.00 bis 19.00
Uhr, nach Neuhaus am Rennweg
ins Hotel Schieferhof ein.

Internet:
Täglich aktuelle Informationen

über die Arbeit der Thüringer
Landtagsfraktion DIE LINKE so-
wie ihre parlamentarischen Initia-
tiven unter: 

www.die-linke-thl.de

erzeugung bedeutet auch, zusätzliche
Finanzquellen zu erschließen. Deutli-
che Potentiale werden hierfür bei den
Gemeinden gesehen. 

Derzeit bestehen noch rechtliche
Schranken, die eine finanzielle Beteili-
gung der Thüringer Gemeinden an Un-
ternehmen, die regenerative Energien

Aus der Antwort auf die Kleine
Anfrage von Karola Stange zu
Schwangerschaftskonfliktberatungs-
stellen geht hervor, dass wohnortnah
bedeutet, „wenn für den Besuch einer
Beratungsstelle mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln ein Tag verwendet“
werde. Dann könne man die Bera-
tungsstellen in Thüringen schließen,
denn von Erfurt ist man z.B. mit dem
ICE in zweieinhalb Stunden in Ber-
lin, kritisiert die Gleichstellungspoli-
tikerin der Linksfraktion, die sich
strikt dagegen wendet, dass immer
mehr Beratungsstellen abgebaut wer-
den wegen angeblicher Überkapazi-
tät. Dabei seien die Beratungen auf-
wändiger geworden seien, da viele
Frauen mit zahlreichen Problemen in
die Beratungsstellen kommen. 

Einrichtungen der kommunalen Sömmerdaer Energieversorgung waren eine
Station der Energietour, die die Linksfraktion des Thüringer Landtags im August
durch Unternehmen mit Schwerpunkten bei den Erneuerbaren Energien sowie
Entwicklungs- und Forschungseinrichtungen weiter auf der Spur der Energie-
wende geführt hatte. Wie Energie und Wärme mittels Kraftwerken vor Ort mit ho-
hem Wirkungsgrad produziert werden können, davon konnten sich die Abgeord-
neten in Sömmerda eindrucksvoll überzeugen (im Foto rechts der energiepoliti-
sche Sprecher der Landtagsfraktion Manfred Hellmann).

wirtschaft vor. Sie argumentiert, dass
sich Bund und Land zum politischen
Ziel des Atomausstiegs bekennen. Da-
zu bedürfe es der spezifischen Förde-
rung des Einsatzes regenerativer Ener-
gieformen. 

Einnahmen für die Gemeinden

Im Gesetzentwurf, über den die Ab-
geordneten beraten, heißt es: „Der wei-
tere Ausbau dieser Form der Energie-

erzeugen und bereitstellen, verhindern.
Mit diesem Gesetzentwurf wird den
Thüringer Gemeinden die Möglichkeit
eingeräumt, sich an Unternehmen zu
beteiligen, die regenerative Energien
erzeugen und bereitstellen. 

Die Beteiligungen sollen auch zu
dem Zweck möglich sein, den Unter-
nehmen weitere Finanzquellen aufzu-
zeigen und den Gemeinden weitere
Einnahmen für deren Haushalte zu er-
schließen.“


